
 

 

Gauck-Rede auf der Münchner Sicherheitskonferenz 

Spiegel 31.01.2014 

Bundespräsident Joachim Gauck hat 
am Freitag die 50. Münchner Sicher-
heitskonferenz eröffnet. Hier Auszüge 
aus seiner Rede im Wortlaut. 

"Dies ist ein gutes Deutschland, das 
beste, das wir kennen. Das auszu-
sprechen, ist keine Schönfärberei. (...) 
Aber gerade weil dies gute Zeiten sind 
für Deutschland, müssen wir überle-
gen, was heute zu verändern wäre, 
damit bleibt, was uns wesentlich ist. 
Manche in Deutschland fragen, was es 
da eigentlich zu überlegen gebe. Unser 
Land sei von Freunden umgeben, und 
weit und breit schicke sich kein Staat 
an, sich mit uns zu verfeinden. Sie 
glauben, die deutsche Außenpolitik 
habe ihre bekömmliche Rezeptur 
längst gefunden. Da gebe es wenig zu 
justieren, schon gar nichts zu ändern. 
Warum etwas reparieren, das nicht 
kaputt ist?  

Ohne Zweifel stimmt an diesem Argu-
ment, dass die deutsche Außenpolitik 
solide verwurzelt ist. Ihre wichtigste 
Errungenschaft ist, dass Deutschland 
mit Hilfe seiner Partner auf eine Ver-
gangenheit aus Krieg und Dominanz 
eine Gegenwart, geprägt von Frieden 
und Kooperation, gebaut hat. (...)  

Deutschland ist überdurchschnittlich 
globalisiert und profitiert deshalb über-
durchschnittlich von einer offenen 
Weltordnung - einer Weltordnung, die 
Deutschland erlaubt, Interessen mit 
grundlegenden Werten zu verbinden. 
Aus all dem leitet sich Deutschlands 
wichtigstes außenpolitisches Interesse 
im 21. Jahrhundert ab: dieses Ord-
nungsgefüge, dieses System zu erhal-
ten und zukunftsfähig zu machen. (...) 

Unvermutet schnell geraten wir hinein 
in eine Welt, in der sich einzelne so 

viel Vernichtungskraft kaufen können 
wie früher nur Staaten. Eine Welt, in 
der ökonomische und politische Macht 
wandert und ganze Regionen aufrüs-
ten. Im Nahen Osten drohen sich ein-
zelne Feuer zu einem Flächenbrand zu 
verbinden. Just in diesem Moment 
überdenkt die einzige Supermacht 
Ausmaß und Form ihres globalen En-
gagements. Ihr Partner Europa ist mit 
sich selbst beschäftigt. Im Zuge dieser 
Entwicklungen zu glauben, man könne 
in Deutschland einfach weitermachen 
wie bisher - das überzeugt mich nicht.  

Wie der Wandel allmählich an bundes-
deutschen Gewissheiten nagt, ist seit 
einiger Zeit nicht mehr zu übersehen. 
An der europäischen Idee halten wir 
fest. Aber Europas Krise verunsichert 
uns. Auch an der Nato halten wir fest. 
Aber über die Ausrichtung der Allianz 
debattieren wir seit Jahren, und ihrer 
finanziellen Auszehrung werfen wir uns 
nicht entgegen. Das Bündnis mit den 
Vereinigten Staaten stellen wir nicht in 
Frage. Aber Stresssymptome und Zu-
kunftsungewissheit beobachten wir 
durchaus.  

Die regelbasierte Welt der Vereinten 
Nationen halten wir in hohen Ehren. 
Aber die Krise des Multilateralismus 
können wir nicht ignorieren. Die neuen 
Weltmächte sähen wir gern als Teilha-
ber der Weltordnung. Aber einige su-
chen ihren Platz nicht in der Mitte des 
Systems, sondern eher am Rande. Wir 
fühlen uns von Freunden umgeben, 
wissen aber kaum, wie wir umgehen 
sollen mit diffusen Sicherheitsrisiken 
wie der Privatisierung von Macht durch 
Terroristen und Cyberkriminelle. Wir 
beschweren uns, zu Recht, wenn Ver-
bündete bei der elektronischen Gefah-
renabwehr über das Ziel hinausschie-
ßen. Und doch ziehen wir es vor, auf 
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sie angewiesen zu bleiben, und zö-
gern, die eigenen Fähigkeiten zur Ge-
fahrenabwehr zu verbessern. (...) 

Manche im Inland wie im Ausland ha-
ben eine schnelle und grobschlächtige 
Antwort parat: Sie sehen Deutschland 
schlicht als Drückeberger der Weltge-
meinschaft. Bei schwierigen Fragen 
ducke sich Deutschland allzu oft weg. 
Dieser Kritik sind zunächst Fakten und 
ein wenig historische Perspektive ent-
gegenzuhalten. Nach dem Zweiten 
Weltkrieg hatte zunächst niemand, 
nicht im Ausland und nicht im Inland, 
Interesse an einer starken internationa-
len Rolle Deutschlands. Es gab zudem 
zwei deutsche Staaten, beide in unter-
schiedlichem Maße teilsouverän. Seit 
der Wiedervereinigung hat sich 
Deutschland auf den Weg gemacht. 
Schritt um Schritt wird die Bundesre-
publik von einem Nutznießer zu einem 
Garanten internationaler Sicherheit 
und Ordnung. (...)  

Deutschland zeigt zwar seit langem, 
dass es international verantwortlich 
handelt. Aber es könnte - gestützt auf 
seine Erfahrungen bei der Sicherung 
von Menschenrechten und Rechts-
staatlichkeit - entschlossener weiter-
gehen, um den Ordnungsrahmen aus 
Europäischer Union, Nato und den 
Vereinten Nationen zu erhalten und zu 
formen. Die Bundesrepublik muss da-
bei auch bereit sein, mehr zu tun für 
jene Sicherheit, die ihr über Jahrzehnte 
von anderen gewährt wurde.  

Nun vermuten manche in meinem 
Land im Begriff der "internationalen 
Verantwortung" ein Codewort. Er ver-
schleiere, worum es in Wahrheit gehe. 
Deutschland solle mehr zahlen, glau-
ben die einen. Deutschland solle mehr 
schießen, glauben die anderen. Und 
die einen wie die anderen sind über-
zeugt, dass "mehr Verantwortung" vor 
allem mehr Ärger bedeute. Es wird Sie 

nicht überraschen: Ich sehe das an-
ders.  

Politiker müssen immer verantworten 
können, was sie tun. Sie müssen aber 
auch die Folgen dessen tragen, was 
sie unterlassen. Auch wer nicht han-
delt, übernimmt Verantwortung. Es ist 
trügerisch sich vorzustellen, Deutsch-
land sei geschützt vor den Verwerfun-
gen unserer Zeit - wie eine Insel. Denn 
Deutschland ist so tief verwoben mit 
der Welt wie wenige andere Staaten. 
Somit profitiert Deutschland besonders 
von der offenen Ordnung der Welt. 
Und es ist anfällig für Störungen im 
System. Eben deshalb können die Fol-
gen des Unterlassens ebenso gravie-
rend wie die Folgen des Eingreifens 
sein - manchmal sogar gravierender. 
(...)  

Manchmal kann auch der Einsatz von 
Soldaten erforderlich sein. Eines ha-
ben wir gerade in Afghanistan gelernt: 
Der Einsatz der Bundeswehr war not-
wendig, konnte aber nur ein Element 
der Gesamtstrategie sein. Deutschland 
wird nie rein militärische Lösungen un-
terstützen, wird politisch besonnen 
vorgehen und alle diplomatischen 
Möglichkeiten ausschöpfen. Aber wenn 
schließlich der äußerste Fall diskutiert 
wird - der Einsatz der Bundeswehr -, 
dann gilt: Deutschland darf weder aus 
Prinzip "nein" noch reflexhaft "ja" sa-
gen. Ich muss wohl sehen, dass es bei 
uns - neben aufrichtigen Pazifisten - 
jene gibt, die Deutschlands historische 
Schuld benutzen, um dahinter Weltab-
gewandtheit oder Bequemlichkeit zu 
verstecken. (...) 

So kann aus Zurückhaltung so etwas 
wie Selbstprivilegierung entstehen, und 
wenn das so ist, werde ich es immer 
kritisieren. Denn für mich ist ganz klar: 
Wir brauchen das Nato-Bündnis. Und 
gerade wenn die Vereinigten Staaten 
nicht ständig mehr leisten können, 
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müssen Deutschland und seine euro-
päischen Partner für ihre Sicherheit 
zunehmend selbst verantwortlich sein. 
Zudem sollte es heute für Deutschland 
und seine Verbündeten selbstverständ-
lich sein, Hilfe anderen nicht einfach zu 
versagen, wenn Menschenrechtsver-
letzungen in Völkermord, Kriegsver-
brechen, ethnischen Säuberungen o-
der Verbrechen gegen die Menschlich-
keit münden. (...)  

Wird Deutschland also "mehr Ärger 
bekommen", wenn es sich einmischt? 
Es gibt ja durchaus manche, die mei-
nen, deutsche Initiativkraft erzeuge 
notwendigerweise Friktionen mit 
Freunden und Nachbarn. Ich glaube: 
Hier liegt ein Missverständnis vor. 
"Mehr Verantwortung" bedeutet nicht: 
"mehr Kraftmeierei"! Und auch nicht: 
"mehr Alleingänge"! Ganz im Gegen-
teil: Durch die Zusammenarbeit mit 
anderen Staaten, besonders in der 
Europäischen Union, gewinnt die Bun-
desrepublik Gestaltungskraft hinzu. 
Deutschland tut sogar noch mehr Zu-
sammenarbeit gut. In Zukunft kann 
daraus sogar eine gemeinsame euro-
päische Verteidigung wachsen. (...)  

Es ist kein gutes Zeichen, wenn jünge-
re Mitglieder des Bundestages das 

Gefühl haben, die Beschäftigung mit 
Außen- und Sicherheitspolitik sei nicht 
karrierefördernd. Übrigens hat der 
Deutsche Bundestag seit 1994 unge-
fähr 240 Mal über Mandate für Aus-
landseinsätze der Bundeswehr bera-
ten, und zwar in einer Weise, die Res-
pekt gebietet. Allerdings hat das Par-
lament im selben Zeitraum weniger als 
zehn Mal grundsätzlich über deutsche 
Außen- und Sicherheitspolitik disku-
tiert. Dabei brauchen wir solche Debat-
ten - im Bundestag und überall: in Kir-
chen und Gewerkschaften, bei der 
Bundeswehr, in den Parteien und Ver-
bänden. (...) 

Als Deutsche einst ihr Land "über al-
les" stellten, entwickelte sich ein Nati-
onalismus, der von forciertem Selbst-
bewusstsein über Selbstblendung bis 
zur Hybris alle Stadien eines unaufge-
klärten Nationalbewusstseins durchlief. 
Unser heutiges "ja" zur eigenen Nation 
gründet in dem, was dieses Land 
glaubwürdig und vertrauenswürdig 
macht - einschließlich des Bekenntnis-
ses zur Zusammenarbeit mit unseren 
europäischen und nordatlantischen 
Freunden. Nicht weil wir die deutsche 
Nation sind, dürfen wir vertrauen, son-
dern weil wir diese deutsche Nation 
sind." 
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